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Zusammenfassung: Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit der Frage, ob sich in der Übergangsgesellschaft Südko-
rea ein Wohlfahrtsstaat herausgebildet hat. Fallstudien über zwei zentrale Politikbereiche, die Alterssicherung und die
Sozialhilfe, zeigen, dass die jüngsten südkoreanischen Sozialreformen gemessen an den drei Kriterien soziale Staatsziele,
soziale Leistungsnormen und Leistungsuniversalismus tatsächlich zur Entstehung eines Wohlfahrtsstaates geführt haben.
Die Studie demonstriert auch, dass die Policy-Diffusion des Wohlfahrtsinternationalismus dabei eine bedeutende Rolle
gespielt hat. Allerdings unterscheiden sich die Erscheinungsformen der Diffusion nach verschiedenen Phasen der Bezie-
hung von Staat und Gesellschaft. In der Phase des südkoreanischen „Entwicklungsstaates“ wurden die wohlfahrtsstaat-
lichen Systeme zwar formell eingeführt, aber nur beschränkt institutionalisiert (decoupling), während die Diffusion in
der Periode der Kim-Dae-Jung-Regierung zu konkreten Institutionalisierungen der entkoppelten Policy-Prinzipien führ-
ten (coupling). Diese erweiterte Diffusionsthese, die die Policy-Diffusion als Interaktion von globalen und nationalen
Faktoren erfasst, kann die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates in einer Übergangsgesellschaft wie Südkorea besser erklä-
ren als herkömmliche Ansätze.
Summary: Prior research on the development of the welfare state in East Asia has mainly focused on domestic socioeco-
nomic and cultural factors. This study analyzes the formation process of the Korean welfare state with special attention
to global policy diffusion. Case studies on the two main areas of social policy, old age security and social assistance,
show that recent welfare reforms in Korea have led to the emergence of a welfare state in terms of three criteria: state
goals, principles of social provision, and universalism. This study demonstrates that the diffusion of welfare internatio-
nalism played an important role in the development of the welfare state in Korea, but also that policy diffusion pro-
duced differential welfare outcomes, depending on the relationship between state and society in varying phases. In the
era of the developmental state, the principles and systems of the welfare state were formally and legally imported, but
were not put into practice (“decoupling”). However, they were progressively implemented in the era of the people’s gov-
ernment (“coupling”). This study demonstrates that combining domestic and international factors can provide a fuller
understanding of welfare state formation in a transitional society such as South Korea.
1. Einleitung
Spätestens seit Erscheinen des Bandes Welfare
States in Transition von Esping-Andersen (1996) in-
teressiert sich die Wohlfahrtsstaatsforschung auch
für die Entwicklung ,neuer Wohlfahrtsstaaten‘ in
nicht-westlichen Ländern. Der vorliegende Beitrag
schließt an diese Thematik an und fragt, ob in der
Übergangsgesellschaft Südkorea ein neuer Wohl-
fahrtsstaat im Entstehen begriffen ist oder bereits
entstanden ist. Anhand der Analyse ausgewählter
Sozialreformen zeigt dieser Beitrag, dass sich die
staatliche Sozialpolitik in Südkorea seit Ende der
1990er Jahre sowohl hinsichtlich des Umfangs der
ergriffenen Maßnahmen als auch bezüglich der
Konzeption von Wohlfahrtsstaatlichkeit die Prinzi-
pien westlicher Wohlfahrtsstaaten angenähert hat.
Zu einzelnen sozialpolitischen Feldern in Südkorea
liegen zahlreiche Studien vor (zuletzt Kwon 2001,
2007). Einige Autoren, z. B. Holliday (2000) und
Aspalter (2006), fragen nach dem übergreifenden
„welfare regime“ oder „welfare system“ Südkore-
as. Der vorliegende Beitrag unterscheidet sich von
diesen Arbeiten in zwei Punkten. Zum einen wird
die Frage nach der Entstehung eines modernen
Wohlfahrtsstaates anhand eines soziologisch präzi-
sierten Wohlfahrtsstaatsbegriffs nach Kaufmann
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(2002, 2003a) untersucht, der die Entstehung einer
‚sozialen‘ Programmatik in Nationalstaaten, aber
auch in der internationalen Gemeinschaft betont.
Zum anderen werden systematisch globale Diffu-
sionsprozesse rekonstruiert, die die Entwicklung
der Sozialpolitik in Südkorea beeinflusst haben.
Sozialpolitische Reformen sind in der Literatur
überwiegend mit internen politischen Kräftever-
hältnissen und Prozessen erklärt worden. Tat-
sächlich sind nationale Faktoren, wie die ab 1987
einsetzende Demokratisierung oder spezifische Ak-
teurskonstellationen, oft ausschlaggebend für sozi-
alpolitische Richtungsentscheidungen (Kwon 2007,
Yang 2000). Das bedeutet jedoch nicht, dass diese
internen Faktoren alleine für die jeweiligen Ent-
wicklungen verantwortlich sind. Der vorliegende
Beitrag setzt die Bedeutung der internen Faktoren
voraus, fragt aber insbesondere nach den externen
Einflüssen, die zusätzlich zu bzw. im Zusammen-
spiel mit den internen Faktoren auf den Reformpro-
zess eingewirkt haben. Die relative Einflussstärke
von internen und externen Faktoren ist methodisch
schwer zu quantifizieren und muss hier offen blei-
ben.
Die Erforschung von globalen Diffusionsprozessen
in der Sozialpolitik steckt noch in den Kinderschu-
hen (für einen Überblick über Stand der Forschung
siehe Leisering 2005). In der vergleichenden Sozial-
politikforschung wird die Policy-Diffusion aller-
dings seit langem als bedeutender sozialstaatsrele-
vanter Faktor betrachtet (Collier/Messick 1975,
zuletzt Orenstein 2005). Angesichts dessen, dass
Sozialpolitik in Ostasien in einem extrem globali-
sierten Kontext entsteht, gewinnt der Faktor ,Poli-
cy-Diffusion‘ dort zusätzlich an Bedeutung. In
diesem globalen Kontext finden auch die sozialpoli-
tischen Modelle entwickelter Wohlfahrtsstaaten Be-
achtung. Dementsprechend geht dieser Beitrag da-
von aus, dass die systematische Eruierung der Rolle
globaler Diffusionsprozesse zum Verständnis sozi-
alpolitischer Entwicklung in Ostasien beitragen
kann.
In theoretischer Hinsicht lehnt sich der Beitrag an
Konzepte der neoinstitutionalistischen Weltgesell-
schaftstheorie von John Meyer (2005, Meyer et al.
1997) an. In der Forschung zur ,global social policy‘
(Deacon 1997, 2007, Yeates 2001) wie zu ,neuen
Wohlfahrtsstaaten‘ wurde die Meyersche Theorie
bislang nicht rezipiert (siehe aber neuerdings Leise-
ring et al. 2006), obwohl dies nahe läge. Allerdings
haben sich umgekehrt Autoren aus dem Umkreis
von Meyer – sowie Meyer selbst – neben dem
Hauptschwerpunkt ,Bildung‘ sozialpolitischen The-
men nur am Rande gewidmet (etwa Abu Sharkh
2002). Die Meyersche Perspektive soll in folgendem
Aufsatz nicht nur angewendet werden, sondern es
soll auch ein Beitrag zu ihrer Entwicklung geleistet
werden, insbesondere hinsichtlich der Frage des
„decoupling“. Die Meyer-Tradition tendiert dazu,
Diffusionsprozesse von ihren Ergebnissen her zu
untersuchen und den eigentlichen Prozess anhand
hoch aggregierter Variablen makrosoziologisch nach-
zuzeichnen (zur Kritik der Meyerschen Weltgesell-
schaftstheorie siehe Greve/Heintz 2005). Die fol-
gende Analyse kombiniert daher eine historische
Verlaufsanalyse mit einer sektoralen Politikfeldana-
lyse, die Policy-Prozesse, Akteurskonstellationen und
Diskurse mesosoziologisch-desaggregiert erfasst.
Südkorea stellt in dieser Hinsicht einen besonders
gut geeigneten Fall dar, weil dieses Land von ande-
ren Übergangsgesellschaften teilweise als Vorbild
für ökonomische und politische Modernisierung
angesehen wird und zudem durch eine enorme Be-
schleunigung des Ausbaus staatlicher Sozialpolitik
seit Ende der 1990er Jahre herausragt. Empirisch
werden in dieser Analyse die Bereiche Alterssiche-
rung und Sozialhilfe untersucht, die nach der Wirt-
schaftskrise 1997 („Asienkrise“) im Mittelpunkt
der südkoreanischen Wohlfahrtsreform standen.
Die Alterssicherung ist neben dem Gesundheitssek-
tor der größte und legitimatorisch wichtigste Siche-
rungsbereich staatlicher Sozialpolitik. Der in der Li-
teratur selten untersuchte Bereich der Sozialhilfe ist
deshalb von Interesse, weil für die Idee von Wohl-
fahrtsstaatlichkeit die Garantie eines Existenzmini-
mums von zentraler Bedeutung ist. Dass Südkorea
im Jahr 2000 als erstes nicht-westliches Land eine
moderne rechtsbasierte Sozialhilfe eingeführt hat
(Leisering et al. 2006), gibt der Analyse dieses Poli-
tikfeldes für unsere Fragestellung eine zusätzliche
Bedeutung.
Die vorliegende Untersuchung rückt zwei Fragen in
den Vordergrund. Erstens: Entsteht in Südkorea
analog zu europäischen Wohlfahrtsstaaten ein ge-
nuiner Wohlfahrtsstaat? Diese Frage wird entlang
von zwei Dimensionen untersucht, nämlich (1) der
Entwicklung sozialpolitischer Institutionen und (2)
der Durchsetzung einer normativ-rechtlichen Pro-
grammatik, die nach Kaufmann für Wohlfahrts-
staatlichkeit konstitutiv ist. Die zweite Frage bezieht
sich darauf, ob die globale Diffusion von sozialen
Ideen sowie von Modellen einer Weltkultur im Mey-
erschen Sinne die Entwicklung der südkoreanischen
Sozialpolitik zusätzlich beeinflusst hat.
Der Beitrag gliedert sich in drei Teile. Im ersten Teil
wird der konzeptionelle Rahmen umrissen. Darü-
ber hinaus wird der Begriff des Wohlfahrtsstaates
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nach Franz-Xaver Kaufmann theoretisch hergelei-
tet, wobei Wohlfahrtsstaatlichkeit nicht nur als spe-
zifische nationalstaatliche Entwicklung, sondern
auch als ein allgemeines internationales Projekt be-
trachtet wird. Im zweiten Teil werden diejenigen
nationalen Rahmenbedingungen in Südkorea her-
ausgearbeitet, welche die Diffusion von Elementen
globaler sozialer Ideen und Modelle beeinflussen.
Im dritten Teil werden Fallstudien zu den beiden
Politikfeldern Alterssicherung und Sozialhilfe prä-
sentiert. Der Beitrag basiert auf umfangreichen
Feldforschungen in Südkorea (Kim 2006).
2. Konzeptueller Rahmen: Weltgesellschaft
und Wohlfahrtsinternationalismus
In der bisherigen Forschung über ostasiatische
Wohlfahrtsstaaten können vier Stränge unterschie-
den werden. Der erste Strang (etwa Hort/Kuhnle
2000, allgemein schon Zöllner 1963) basiert auf ei-
ner optimistisch getönten Modernisierungstheorie,
derzufolge ostasiatische Länder mit denselben poli-
tischen Instrumenten wie westliche Wohlfahrtsstaa-
ten auf sozioökonomische Herausforderungen der
Modernisierung reagieren, also auch staatliche So-
zialpolitik ausbauen.
Demgegenüber steht der zweite Strang, der durch
einen kulturtheoretischen Pessimismus geprägt ist
(vgl. Jones 1993, Rieger/Leibfried 2004). Dieser
Ansatz betont den Sonderweg der ostasiatischen
Wohlfahrtsstaaten, die durch die Unterentwicklung
sozialer Rechte geprägt seien. Diese Besonderheiten
seien insbesondere auf die gemeinsame kulturelle
Grundlage dieser Länder, den „Konfuzianismus“,
zurückzuführen.
Diesen Pessimismus teilt auch der dritte Strang, der
einen „produktivistischen Wohlfahrtskapitalismus“
in Ostasien postuliert (Holliday 2000). In diesem
Regime sei die Sozialpolitik strikt dem vorrangigen
Ziel des Wirtschaftswachstums untergeordnet. Dem-
zufolge soll die Sozialpolitik zur Förderung des
Wirtschaftswachstums beitragen. Die produktivisti-
sche Gestaltung der Sozialpolitik sei vor allem auf
die Einbindung dieser Länder in globale wirtschaft-
liche und politische Zusammenhänge zurückzufüh-
ren.
Der vierte Forschungsstrang ist durch einen poli-
tisch bedingten Optimismus charakterisiert (White
et al. 1998, Kwon 2007). Er teilt mit dem kultur-
theoretischen Ansatz die Annahme einer schwachen
Etablierung sozialer Rechte. Dies sei allerdings in-
ternen politischen Faktoren geschuldet, vor allem
den politischen Strategien des autoritären Staates,
der in diesem Forschungsstrang als „Entwicklungs-
staat“ konzipiert wird. Eine Veränderung der
Machtkonstellationen durch Demokratisierung
könne allerdings eine Stärkung des Universalismus
und der sozialen Rechte herbeiführen.
2.1 Der World-Society-Ansatz: Weltkultur und
decoupling
Den vier beschriebenen Ansätzen ist bei allen Ver-
schiedenheiten ein „methodologischer Nationalis-
mus“ (Zürn 1998) gemeinsam. Nationalstaats-
externe Faktoren werden kaum berücksichtigt, und
falls doch, dann beschränken sie sich zumeist auf
ökonomische und politische Rahmenbedingungen
im Sinne funktionaler Zusammenhänge (etwa Hol-
liday 2000).
Zur Überwindung der nationalen Perspektive lehnt
sich dieser Beitrag an Aspekte des neo-institutiona-
listischen World-Society-Ansatzes von John W.
Meyer et al. (1997) an. Dieser Ansatz ist durch die
folgenden Kernannahmen gekennzeichnet:
Erstens ist „world polity“ als weltgesellschaftliche
Ordnung der Sozialorganisation hervorzuheben,
deren Strukturmuster, Normen und Regeln unab-
hängig von der nationalstaatlichen Ebene auf einer
globalen Dimension erzeugt und verbreitet werden
(Wobbe 2000: 37). Danach wird der Diffusion glo-
baler Muster eine besondere Bedeutung zugemes-
sen. Das Hauptaugenmerk der Diffusionsthese rich-
tet sich nicht auf punktuelle Diffusionen zwischen
Nationalstaaten, sondern auf den Einfluss der Welt-
kultur und globaler „rationalized social models“.
Entsprechend konstituieren nach Meyer et al.
(1997: 150f.) nicht Nationalstaaten und Organisa-
tionen das internationale System, sondern umge-
kehrt konstituiert die Weltkultur die Identität der
Institutionen und Individuen auf der National-
staatsebene. Zweitens nimmt Meyer eine isomor-
phe Entwicklung aller Nationalstaaten an. Entspre-
chend wäre eine Isomorphie von Nationalstaaten
bezüglich Wohlfahrtsstaatlichkeit zu erwarten,
obwohl Meyer sich nur am Rande dem Wohlfahrts-
staat zuwendet (etwa Meyer 2004). Trotz der
nationalen Unterschiede der ökonomischen und po-
litischen sowie kulturellen Traditionen sind tatsäch-
lich ähnliche Entwicklungen der nationalen Wohl-
fahrtssysteme nachgewiesen worden, die ohne
Berücksichtigung der Diffusion der Weltkultur
schwer erklärbar wären (vgl. Abbott/DeViney
1992, Collier/Messick 1975). Drittens betont Mey-
er das decoupling, worunter die Diskrepanz zwi-
schen der programmatischen Ebene und der institu-
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tionellen Praxis verstanden wird. Decoupling ent-
stehe, weil die Nationalstaaten sich zwar program-
matisch an exogenen Modellen orientierten, aber
einige externe Elemente schwer kopierbar sowie
schwer mit lokalen Anforderungen vereinbar seien
(Meyer et al. 1997: 154f.). Auch im Bereich der So-
zialpolitik sind importierte Modelle oft von der hei-
mischen Praxis entkoppelt; sie stehen nur als Gesetz
auf dem Papier. Auch wenn sie umgesetzt werden,
folgt die Durchführung nicht immer den festgeleg-
ten Prinzipien.
Während Meyer zumeist bei der Analyse eines „de-
coupling“ stehen bleibt, betrachte ich in meiner
langfristigen Untersuchung nach der Phase des „de-
coupling“ auch einen Prozess des „(re)coupling“,
d. h. eine Annäherung von programmatischer Ebe-
ne und institutioneller Praxis. „Coupling“ erfasst
das Phänomen, dass das dekorative Modell sich ak-
tiviert, wenn die anfangs fehlenden Bedingungen
durch Veränderung der gesellschaftlichen Bedin-
gungen und durch den Prozess des Policy-Lernens
von Akteuren über einen längeren Zeitraum hinweg
erfüllt werden. Terminologisch ist „coupling“ ge-





Ein weiteres Forschungsdefizit der bisherigen Studi-
en liegt in der unzureichenden Spezifizierung des
Begriffs des Wohlfahrtsstaates. Es wird in der Regel
nach der Entstehung eines „Wohlfahrtssystems“
(deskriptiv-enummerativ als Existenz einer Reihe
sozialpolitischer Leistungssysteme) und der Ent-
wicklung der Sozialausgaben gefragt. Auch die Ein-
ordnung Südkoreas in Esping-Andersens Typologie
von Wohlfahrtsregimen (1990) unterstellt in der
Regel das Vorliegen von Wohlfahrtsstaatlichkeit,
ohne diese Annahme zu prüfen (siehe schon die ent-
sprechende Kritik von Kaufmann 2003a an Esping-
Andersen). Deshalb wird in diesem Beitrag die Ent-
stehung eines „neuen Wohlfahrtsstaates“ im Lichte
eines theoretisch ausgearbeiteten Wohlfahrtsstaats-
begriffs untersucht, der auf Kaufmanns normativ-
institutionalistischen Begriff des Wohlfahrtsstaates
rekurriert (Kaufmann 2003a).
Kaufmanns Konzeption unterscheidet sich insofern
von der anderer Autoren, als er nicht die sozialen
Leistungssysteme, sondern die Staatlichkeit in den
Mittelpunkt der Definition stellt. Demgemäß be-
schränkt sich Wohlfahrtsstaatlichkeit nicht auf den
„Sozial-“ oder „Wohlfahrtssektor“, den Kaufmann
als Summe der wohlfahrtsstaatlichen Leistungs-
institutionen definiert. Vielmehr ist Wohlfahrts-
staatlichkeit durch die Verknüpfung eines insti-
tutionellen Wohlfahrtssektors mit einem Staat
geprägt, der eine explizit „soziale“ Verantwortlich-
keit für die Wohlfahrt der Bürger übernimmt und
diese als individuelle soziale Rechte ausgestaltet.
Dieser Begriff ermöglicht es, nicht nur quantitative
oder deskriptiv-institutionelle Aspekte, sondern
auch soziokulturelle Merkmale der Leistungsinsti-
tutionen in den Vordergrund der Analyse des Wohl-
fahrtsstaates zu stellen. Wohlfahrtsstaatlichkeit ist
demgemäß nicht nur danach zu bemessen, inwie-
weit soziale Leistungssysteme ausgebaut sind, son-
dern auch danach, inwieweit diese tatsächlich Ele-
mente von Wohlfahrtsstaatlichkeit widerspiegeln,
die die wohlfahrtsstaatliche Programmatik aus-
machen.
Die Elemente der Wohlfahrtsstaatlichkeit werden
aufbauend auf Marshalls Theorie der Staatsbürger-
rechte (Marshall 1992, zuerst 1950) in folgenden
drei Punkten spezifiziert:
Erstens basiert Wohlfahrtsstaatlichkeit auf der
Gesellschaftsformation des „democratic welfare
capitalism“ (Marshall 1992), bei dem die sozialen
Rechte als Kernelemente der Gesellschaftsordnung
neben zivilen und politischen Rechten etabliert
sind. In einer solchen pluralistischen Gesellschafts-
ordnung nimmt der Staat die Wohlfahrt aller Bür-
ger als eigenständiges Ziel wahr, und zwar gleich-
wertig mit, aber nicht aufgehend in anderen
Staatszielen wie Wirtschaftswachstum und Demo-
kratisierung. Dementsprechend richtet sich die
Wohlfahrtspolitik in einem solchen Staat nicht pri-
mär auf die Unterstützung der anderen Staatsziele
wie Förderung des Wirtschaftswachstums, sondern
auf die Erfüllung des distinktiven Zieles „För-
derung der Wohlfahrt aller Gesellschaftsmitglie-
der“. Daher lässt sich Wohlfahrtsstaatlichkeit da-
ran messen, ob die Wohlfahrt als distinkte, d. h.
von wirtschaftlichen und anderen Normen abge-
grenzte Kategorie und als Staatsziel definiert und
vor allem in der Verfassung und den Gesetzen greif-
bar ist (soziale Staatsziele).
Um dieses Ziel zu erreichen, entwickelt zweitens
das Wohlfahrtssystem des Wohlfahrtsstaates spezi-
fische institutionenbezogene Leistungsnormen, die
nicht unbedingt den Prinzipien der Marktwirtschaft
entsprechen. Diesbezüglich sind vor allem sozial be-
gründete Leistungsstandards, Einkommensumver-
teilung und rechtliche Ansprüche auf Leistungen zu
nennen (soziale Leistungsnormen).
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Drittens richtet sich Wohlfahrtsstaatlichkeit auf die
Gewährung von Wohlfahrt für alle Gesellschafts-
mitglieder. Daher ist der Deckungsgrad von sozia-
len Sicherungssystemen ein wichtiger Maßstab für
die Wohlfahrtsstaatlichkeit. Ist die Inklusion eines
großen und wachsenden Bevölkerungsteils Teil des
Zielsystems und der Praxis sozialer Sicherung (Leis-
tungsuniversalismus)?
Ein weiterer wichtiger Beitrag von Kaufmann be-
steht in der Aufklärung der bislang unterbelichteten
Rolle internationaler Akteure bei der Entwicklung
von Wohlfahrtsstaatlichkeit. Gegenüber der in der
Wohlfahrtsstaatsforschung dominanten Ansicht,
dass die Programmatik des Wohlfahrtsstaates auf
der Ebene des Nationalstaates entstanden sei, be-
tont Kaufmann (2003b) die Rolle internationaler
Akteure für die Entwicklung der Wohlfahrtsstaat-
lichkeit. Danach habe sich die Programmatik des
Wohlfahrtsstaates bereits im „Wohlfahrtsinterna-
tionalismus“, der 1940er Jahre herausgebildet, also
vor der eigentlichen Expansionsphase des nationa-
len Wohlfahrtsstaates in der Nachkriegszeit. Die
Programmatik des Wohlfahrtsstaates gehe dabei
über nationale Eigenarten hinaus und sei deswegen
verallgemeinerungsfähig.
Historisch stellt die Atlantik-Charta von 1941 den
Ausgangspunkt für Wohlfahrtsstaatlichkeit auf der
internationalen Ebene dar. Die Charta postuliert
die internationale Zusammenarbeit für die Verbes-
serung der wirtschaftlichen und sozialen Sicherheit
(Kaufmann 2003b: 53). Programmatisch wurde sie
in der Allgemeinen Menschenrechtserklärung von
1948 gefestigt, in der ein individueller Anspruch
auf wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
proklamiert wurde (§ 22). Die Verabschiedung und
teilweise Ratifizierung des „Internationalen Paktes
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte“
von 1966 flankierte eine effektive Verbreitung von
Wohlfahrtsstaatlichkeit1.
Insofern ist nationale Wohlfahrtsstaatlichkeit von
Anfang an eng mit der Programmatik des Wohl-
fahrtsstaates in der internationalen Gemeinschaft
verbunden. Ohne sich explizit auf Meyer zu bezie-
hen, ist Kaufmanns Konzept des Wohlfahrtsinterna-
tionalismus affin zu Meyers Konzept der Weltkul-
tur, allerdings angewandt auf den Sozialbereich.
Dabei ist der Wohlfahrtsinternationalismus als in-
ternationale Verantwortung für Wohlfahrt defi-
niert, wobei soziale Menschenrechte dessen pro-
grammatische Kernelemente darstellen (Kaufmann
2003b). Allerdings steht der Wohlfahrtsinternatio-
nalismus, dessen Hauptverfechter Teile des UNO-
Systems wie die IAO darstellen, in einem Span-
nungsverhältnis zu anderen globalen Ideen wie dem
Marktliberalismus, der vor allem von den USA und
der Weltbank verkörpert wird und im GATT bzw.
in der WTO einflussreich ist (Kaufmann 2003b:
28ff.). Diese Konkurrenz der Ideen auf der interna-
tionalen Ebene führe dazu, dass die Diffusion glo-
baler Wohlfahrtsideen auf der nationalstaatlichen
Ebene durch Auseinandersetzungen mit marktlibe-
ralen Ideen und Modellen geprägt wird.
3. Gesellschaftliche Voraussetzungen für
globale Diffusionsprozesse in Südkorea:
Ausdifferenzierung von „Staat“ und
„Gesellschaft“
Das vorherige Kapitel hat verdeutlicht, dass sich
der Wohlfahrtsinternationalismus als ein fester Be-
stand der Weltkultur etabliert hat, die sich gemäß
dem World-Society-Ansatz oberhalb der National-
staaten entwickelt und die Entwicklung nationaler
Wohlfahrtsstaatlichkeit beeinflusst hat.
Die diversen Varianten des Wohlfahrtsstaates
(Kaufmann 2003a) zeigen jedoch, dass eine voll-
ständige Übertragung von externen Wohlfahrtside-
en und -modellen eher selten ist und der Diffusions-
prozess nach den jeweiligen Bedingungen in den
Empfängerländern unterschiedlich erfolgt (vgl. Lei-
sering 2005: 85f.). Unter den makrosozialen Bedin-
gungen für Diffusion wird in diesem Beitrag vor
allem die Beziehung zwischen „Staat“ und „Gesell-
schaft“ hervorgehoben, weil das wohlfahrtsstaatli-
che Ziel als ein Bestandteil des sozialen Vertrags
zwischen Staat und Gesellschaft ausgestaltet wird.
Der „demokratische Systemwechsel“ von 1987
(Kern 2005: 253) hat die Beziehung zwischen Staat
und Gesellschaft in Südkorea grundlegend ver-
ändert. Es lassen sich daher im Untersuchungs-
zeitraum (1970–1999) zwei zeitliche Phasen ab-
grenzen: die Zeit vor und die Zeit nach der
Demokratisierung im Jahr 1987.
Mit der 3. Republik begann unter schlechten öko-
nomischen Bedingungen die Ära des Entwicklungs-
190 Zeitschrift für Soziologie, Jg. 37, Heft 3, Juni 2008, S. 186–205
1 Für Entwicklungsländer entwickelte die UNO in den
1960er Jahren entsprechend der Tradition des Wohlfahrts-
internationalismus das Konzept der „Sozialen Entwick-
lung“, dessen Kern in einem „unified approach to econo-
mic and social planning“ lag. Daran schloss sich auch die
Internationale Arbeitsorganisation (IAO) mit der IAO-
Konvention 102 über Mindestnormen der sozialen Sicher-
heit (1952) an. Darin wurden die Kernbereiche und das
minimale Niveau von Sozialleistungen festgelegt. Das
Konzept „Soziale Entwicklung“ wurde auf dem UNO-So-
zialgipfel in Kopenhagen 1995 und bei der Formulierung
der Millenniumsziele im Jahr 2000 weiter fortgeführt.
staates (1961–1987) (Tabelle 1). In dieser Phase
gestaltete und kontrollierte der Staat mittels Wirt-
schaftsplanung und repressiven Maßnahmen die
Gesellschaft. Staat und Gesellschaft waren daher
voneinander wenig differenziert. Vielmehr wurde
die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft
durch einen starken und autoritären Staat geprägt,
dessen erklärte Ziele die Forcierung von Wirt-
schaftswachstum und der strikte Antikommunis-
mus darstellten. Dabei wurden alle sozialen Proble-
me, vor allem die Massenarmut, als Folge einer
unterbliebenen Industrialisierung interpretiert. Der
Entwicklungsstaat mobilisierte alle verfügbaren
Ressourcen des Landes zur Förderung der Wirt-
schaft, während die Sozialpolitik marginalisiert
blieb (vgl. Im 1994). In dieser Entwicklungsphase
des Staates war es sehr unwahrscheinlich, dass der
Wohlfahrtsinternationalismus die Staatsziele prä-
gen konnte. Zugleich konnten globale soziale Ideen
nicht in eine Gesellschaft einsickern, da diese im au-
toritären Staat strengen Kontrollen ausgesetzt war.
Die demokratische Wende 1987 war ein entschei-
dender Schritt in Richtung einer Differenzierung
der Gesellschaft, vor allem der Differenzierung zwi-
schen Politik und Wirtschaft sowie der zwischen
Politik und sozialen Bewegungen. Einerseits wurde
der Entwicklungsstaat dadurch geschwächt, dass
innerhalb des Staates neoliberal orientierte Posi-
tionen die Oberhand gewannen und die Staats-
verwaltung dezentralisiert wurde. So wurde ein
Verfassungsgericht geschaffen und das regionale
Autonomiesystem eingeführt (Yun 2005). Anderer-
seits entstanden soziale Bewegungen, die von staat-
lichen Einflüssen relativ unabhängig waren und
soziale Probleme redefinierten und artikulierten.
Insbesondere entwickelten sich solche Organisatio-
nen, die eine Realisierung sozialer Grundrechte
zum Ziel hatten, wie etwa die „People’s Solidarity
for Participation Democracy“ (PSPD)2 und der
„Verband der koreanischen Frauenbewegung“
(VKF) (Lee 2004). Diese Entwicklungen führten zu
einer neuen Konstellation der Staat-Gesellschaft-
Beziehungen, deren wesentliche Charakteristika ein
geschwächter Staat und eine unabhängige Gesell-
schaft waren.
Unter solchermaßen veränderten gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen kam die Kim-Dae-Jung-Re-
gierung (1998–2002) an die Macht. Sie nutzte den
politischen Rückenwind, der durch den breiten so-
zialen Konsens für eine Überwindung der Wirt-
schaftskrise 1997 entstanden war, und entfachte ei-
ne Debatte über eine neue Entwicklungsstrategie
des Staates. Zunächst fokussierte die Debatte auf
die Harmonisierung der zwei Staatsziele Wirt-
schaftswachstum und Demokratisierung, aber sie
weitete sich schnell auf das Verhältnis zwischen
Wirtschaftswachstum und sozialer Wohlfahrt aus.
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Tabelle 1 Indikatoren der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Südkorea
Jahre BIP (100 Mil.$) Sozialausgaben* in % des BIP Absolute Armut**
1965 30 k.A 78.1***
1970 287 k.A 77,7
1980 638 k.A 53,1
1990 2.637 4,25 14,6
1996 5.574 5,29 4,6
1998 3.461 10,86 8,1
2001 4.820 8,7 6,5
2003 6.080 7,87 6,1
Anmerkungen:
* Einschließlich gesetzliches Abfindungsgeld (nach dem Gesetz für Arbeitsbedingungen sollen Arbeitgeber ca. 8,3 % des Lohnes als
Abfindungsgeld bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses auszahlen).
** Die absolute Armut wird von 1992 an nach dem jährlichen offiziellen Existenzminimum berechnet. Bis 1991 wurde die absolute
Armut allerdings nach dem Existenzminimum für die Gesundheitshilfe bemessen, weil es kein offizielles Existenzminimum gab.
*** Angabe von 1967.
K.A.: keine Angabe.
Quelle: Koh/Chang 2007, Park 1992, Kim 2005.
2 Unter den sozialen Bewegungen, die im Zuge der Demo-
kratisierung im Jahre 1987 entstanden, schuf im Jahr
1994 die PSPD mit der Errichtung des „Sonderkomitees
für Sozialpolitik“ einen neuen Bereich der „Wohlfahrts-
bewegung“ (1994). Das Komitee bestand hauptsächlich
aus Universitätsprofessoren der Fakultät für Sozialpolitik
und Sozialarbeit sowie Rechtsanwälten aus dem Verband
der demokratischen Rechtsanwälte.
Die Debatte mündete schließlich in einer neuen
Entwicklungsstrategie des Staates, in der nicht nur
„Überwindung der Wirtschaftskrise“ und „Fortent-
wicklung der Demokratie“, sondern auch die „För-
derung der produktiven Wohlfahrt“ in den Katalog
der Staatsziele integriert wurde. Überdies bestand
die Regierung aus politischen Kräften, die ideo-
logisch quasi-sozialdemokratische Ideen vertraten
und durch formale und informelle Netzwerke eng
mit den sozialen Bewegungen verbunden waren.
Dieses politische Bündnis stellte eine wichtige poli-
tische Ressource für die Durchführung dieser neuen
Entwicklungsstrategie dar (Yang 2000: 164). Schließ-
lich bot unter den veränderten Staat-Gesellschaft-Be-
ziehungen die Gestaltung der neuen Entwicklungs-
strategie eine günstige ideologische Voraussetzung
für die Aufnahme des Wohlfahrtsinternationalis-
mus. Der Staat suchte für die Realisierung neuer
Staatsziele nach sozialen Ideen. Das Bündnis von
Staat und zivilen Bürgerbewegungen stärkte dabei
den politischen Einfluss derjenigen Akteure, die
sich um Aufnahme und Realisierung der sozialen
Grundrechte bemühten.
4. Erste Fallstudie: Globale Policy-Diffusion
in der Alterssicherung
In diesem und dem folgendem Abschnitt werden
Fallstudien zu südkoreanischen Sozialreformen in
zwei Politikbereichen, nämlich der Alterssicherung
und Sozialhilfe, vorgestellt. Dabei fokussiert die
Untersuchung auf den Einfluss globaler Diffusions-
prozesse auf die realisierten Sozialreformen.
Entsprechend der oben vorgestellten Konzeptuali-
sierung von Wohlfahrtsstaatlichkeit wird der Ein-
fluss des Wohlfahrtsinternationalismus auf die Re-
formdebatten wie auch auf die Reformergebnisse
untersucht. Zum einen wird gefragt, ob sich ein vom
Wohlfahrtsinternationalismus beeinflusstes Reform-
modell – hier als „Wohlfahrtsmodell“ bezeichnet –
in den Reformdebatten konstituiert. Um den Einfluss
des Wohlfahrtsinternationalismus auf die Reform-
ergebnisse nachzuweisen, wird zum anderen unter-
sucht, inwieweit sich ein Wohlfahrtsmodell durch-
setzt und dadurch die oben herausgearbeiteten drei
Kernelemente von Wohlfahrtsstaatlichkeit (soziale
Staatsziele, soziale Leistungsnormen und Leistungs-
universalismus) die durch die Reformen geschaffe-
nen Institutionen prägen.
Diese empirische Studie beruht auf der Analyse von
26 Experteninterviews und Dokumenten. Bei den
untersuchten Dokumenten handelt es sich um
Regierungsdokumente, Gesetze, Parlamentsmate-
rialien, wissenschaftliche und politische Veröffent-
lichungen der Schlüsselakteure sowie Protokolle
von öffentlichen Anhörungen und Diskussionsrun-
den.
4.1 Die Einführung der Nationalen
Rentenversicherung
Das Gesetz zur Nationalen Rentenversicherung
(GNRV) von 1986 eröffnete die Phase der staatli-
chen Absicherung der Lebenslage Alter für den größ-
ten Teil der Bevölkerung3. Dieses Gesetz übernahm
fast alle wesentlichen Teile des Gesetzes zur Nationa-
len Wohlfahrtsrentenversicherung (GNWRV) von
1973, dessen Ausführung aber bis dahin aufgescho-
ben war. Daher wird hier die der Verabschiedung des
Gesetzes von 1973 zugrunde liegende Reformdebat-
te mit in die Analyse einbezogen.
Diffusion in der Reformdebatte. In der Reformde-
batte der Einführung des GNWRV von 1973 tauch-
ten zwei Reformmodelle auf: das Wohlfahrtsmodell
und das Wachstumsmodell. Das Wohlfahrtsmodell
wurde durch das Wohlfahrtsministerium und sein
Beratungsinstitut, das „Komitee der sozialen Si-
cherung“ (KSS), erarbeitet (Shon 1983: 130). Die
Einführung der Rentenversicherung sollte die nega-
tiven Begleiterscheinungen des Wirtschaftswachs-
tums ausgleichen und damit zu einer ausgegliche-
nen gesellschaftlichen Entwicklung beitragen. Das
Wohlfahrtsmodell hob den Einkommensvertei-
lungseffekt hervor, befürwortete eine relativ hohe
Lohnersatzquote und räumte dem Wohlfahrts-
ministerium die Zuständigkeit für die Verwaltung
des geplanten Rentenfonds ein. Das System sollte
langfristig die gesamte Bevölkerung erfassen, aller-
dings sollte der Kreis der Pflichtversicherten nur
schrittweise erweitert werden (KNRV 1998: 69).
Bei der Gestaltung des Wohlfahrtmodells war der
Einfluss des Wohlfahrtsinternationalismus unüber-
sehbar, insbesondere der des UNO-Konzeptes der
„sozialen Entwicklung“, das mit der Strategie „uni-
fied approach to economic and social planning“
seit den 1960er Jahren einen bedeutenden Beitrag
zur Erweiterung der Entwicklungsstrategie in der
Dritten Welt geleistet hatte. Zur Umsetzung dieses
UNO-Konzepts in Korea erstellte das KSS im Jahr
1969 den Bericht „Langfristige Perspektive der so-
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3 Für bestimmte Berufsgruppen gab es auch vorher schon
eine staatliche Alterssicherung: die Rentenversicherung
für Beamte (1960), die Rentenversicherung für Soldaten
(1963) und die Rentenversicherung für Lehrkräfte privater
Schulen (1975).
zialen Entwicklung“, wobei die Einführung der
Rentenversicherung in den Vordergrund der Ent-
wicklungsstrategien gestellt wurde (Kim 1992:
45ff.). Zudem begründete Min-Jae-Sung, ein Mit-
glied des KSS, der die konzeptionelle Grundlage für
das Wohlfahrtsmodell entwickelt hatte, die Einfüh-
rung der Rentenversicherung mit zwei Kernelemen-
ten des UNO-Konzeptes der „sozialen Entwick-
lung“, nämlich dem „Unified Approach“ und der
„Erweiterung der Sozialpolitik“. Um die Bedeutung
der Sozialversicherung im Rahmen der Mindest-
sicherung hervorzuheben, bezog er sich auf die
„Recommendation Concerning Income Security“
der IAO von 1944 (Min 1973: 105f.).
Das Wohlfahrtsmodell wurde allerdings durch das
Wachstumsmodell verdrängt, das hauptsächlich
von den Wirtschaftsexperten des staatlichen Wirt-
schaftsberatungsinstituts „Korean Development In-
stitute“ (KDI), insbesondere von dessen Direktor
Kim-Man-Je, ventiliert wurde. Das Wachstums-
modell erwartete von der Einführung der Renten-
versicherung vor allem eine Mobilisierung von in-
ländischem Kapital für das Wirtschaftswachstum.
Dementsprechend orientierten sich die im Wachs-
tumsmodell vorgesehenen Policy-Prinzipien der
Rentenversicherung an einer maximalen Kapitalak-
kumulation. Erstens sollte das System auf Basis des
Kapitaldeckungsverfahrens finanziert werden. Zur
Sicherung einer am Wirtschaftswachstum orientier-
ten Verwendung des Rentenfonds sollte zweitens
das Wirtschaftsministerium eine dominante Rolle
bei der Verwaltung des Fonds spielen. Überdies
sollten drittens ein breiter Kreis von Pflichtver-
sicherten4 und ein relativ hoher Beitragssatz von
sechs Prozent eine schnelle Akkumulation des
Fonds ermöglichen (Park/Kim 1973).
Auch bei der Entstehung des Wachstumsmodells
sind Spuren des Einflusses globaler Ideen relativ
deutlich zu erkennen: Zum Beispiel wurde die
Vorstellung, dass eine Rentenversicherung zur
Förderung des Wirtschaftswachstums beitragen
könnte, vor allem durch ein Mitglied der auslän-
dischen Beratungskommission des KDI, Paul
Fischer, offensiv vertreten und verbreitet (Kang
1992: 207).
In der Forschung existieren widersprüchliche Ein-
schätzungen zum Einfluss der beiden Reformmo-
delle. Die einen berufen sich darauf, dass das erlas-
sene Gesetz dem Wachstumsmodell näher stand als
dem Wohlfahrtsmodell (Yang 2000: 108). Die an-
deren jedoch betonen, dass das Wohlfahrtsmodell
die Grundlinien des Gesetzes bestimmt hat (Inter-
view mit Min, J. am 01.04.2004). In der Tat ist
nicht eindeutig zu klären, welches Modell wie viel
Einfluss auf das Politikergebnis ausübte. Einerseits
hat die Wirtschaftlichkeit des Rentenfonds die Ent-
scheidung für das Gesetz geprägt (vgl. Kang 1992:
214f.). Andererseits konnte sich das Wohlfahrts-
modell mit vielen wichtigen Policy-Prinzipien (wie
Einkommensumverteilung und Leistungsniveau)
durchsetzen.
Decoupling bezüglich Reformergebnisse. Hinsicht-
lich der Reformergebnisse soll anhand der drei
oben herausgearbeiteten Kriterien für Wohlfahrts-
staatlichkeit geprüft werden, inwieweit die Poli-
cy-Prinzipien der Nationalen Rentenversicherung
(NRV) den Anforderungen des Wohlfahrtsinterna-
tionalismus entsprechen.
In Bezug auf das erste Element (Staatsziele) ist da-
rauf hinzuweisen, dass das GNRV am Sozialver-
sicherungsprinzip festhielt, mit dem die Vorstellung
institutionalisiert wurde, dass der Staat die Verant-
wortung für das soziale Risiko Alter übernimmt.
Als Ziele der NRV wurden die Sicherung des Le-
bensunterhalts und die Förderung der Wohlfahrt
festgesetzt (§ 1 GNRV). Hinsichtlich des zweiten
Aspekts (Leistungsnormen) wurde die Verwirk-
lichung dieser sozialpolitischen Ziele dadurch gesi-
chert, dass eine Einkommensumverteilung5 und
eine hohe Lohnersatzquote (70% bei 40 Beitrags-
jahren) festgelegt wurden. Drittens zielte das
GNRV auf die Absicherung der gesamten Bevölke-
rung (§ 6 GNRV) (Leistungsuniversalismus).
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die Umset-
zung dieser Prinzipien durch andere Policy-Prinzi-
pien verhindert wurde, die aufgrund des wirt-
schaftspolitischen Ziels „Kapitalakkumulation“
verankert wurden. Erstens richtete sich das Kapital-
deckungsverfahren, das als Finanzierungsmodus
ausgewählt wurde, auf die Kapitalansammlung.
Um die damit verbundene wirtschaftspolitische
Nutzung des Rentenfonds zu ermöglichen, wurde
die Zuständigkeit für die Fondsverwaltung dem
Wirtschaftsministerium übertragen (Staatsziele).
Zweitens setzte dabei das Kapitaldeckungsverfah-
ren für die Auszahlung einer Regelrente 20 Bei-
tragsjahre voraus (§ 56 GNRV). Dies hatte zur Fol-
ge, dass die Umsetzung des Rentensystems und
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4 Die Pflichtversicherung sollte Beschäftigte in Betrieben
mit mehr als 10 Beschäftigten und Selbstständige mit ei-
nem stabilen Einkommen umfassen (Park/Kim 1973: 4ff.).
5 Bei der Bestimmung der Leistungsbemessung wird nicht
nur das eigene Einkommen, sondern auch das durch-
schnittliche Arbeitsentgelt aller Versicherten berücksich-
tigt. Dies führt zu einer beachtlichen Einkommensumver-
teilung unter den Versicherten (Moon 1995: 45).
dessen Leistungsnormen praktisch um 20 Jahre ver-
schoben wurden. Drittens wurde aufgrund von
Schwierigkeiten bei der Beitragsaufbringung der
Kreis der Pflichtversicherten zunächst auf Arbeit-
nehmer in Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten
begrenzt. Das führte dazu, dass große Teile der Er-
werbsbevölkerung wie Arbeitnehmer in kleinen Un-
ternehmen sowie Selbstständige aus dem Kreis der
Pflichtversicherten ausgeschlossen blieben (Leis-
tungsuniversalismus).
Zusammenfassend ist also hinsichtlich der Policy-
Diffusion ein Einfluss des Wohlfahrtsinternationa-
lismus auf die Einführung der NRV rekonstruierbar.
Insbesondere die Forcierung einer Einkommensum-
verteilung und das hohe Leistungsniveau ist dem
Einfluss des Wohlfahrtsmodells auf die Reform-
ergebnisse zuzuschreiben. Überdies basierte die
NRV auf Policy-Prinzipien, die den drei Elementen
der Wohlfahrtsstaatlichkeit entsprechen. Diese
wohlfahrtsstaatlichen Policy-Prinzipien blieben je-
doch auf die formell-gesetzliche Ebene beschränkt
und wurden in der Praxis nur begrenzt implemen-
tiert. Insofern ist hier eine Diskrepanz zwischen der
formell-gesetzlichen Programmatik und der Praxis
(„decoupling“) festzustellen.
4.2 Die Rentenreform 1998
Auch für die Rentenreform 1998, die erste umfang-
reiche Reform seit der Einführung des Systems, las-
sen sich Effekte von Policy-Diffusion nachweisen.
Diffusion in der Reformdebatte. In der Debatte um
die Rentenreform 1998 kristallisierten sich zwei
unterschiedliche Reformmodelle heraus: das Wachs-
tumsmodell und das Wohlfahrtsmodell. Das Wachs-
tumsmodell wurde von den Wirtschaftsexperten
des Präsidialamtes der Kim-Young-Sam-Regierung
erarbeitet. Es betonte die negativen Auswirkungen
der finanziellen Defizite des Rentensystems auf das
allgemeine Wirtschaftswachstum (Preiserhöhung,
Zinserhöhung und Rückgang der Investitionen).
Die Vertreter des Wachstumsmodells sahen eine Lö-
sung der Probleme in der Stärkung des Marktes
und in der Reduktion der Rolle des Staates bei der
Alterssicherung (Yang 1998: 38f.). Dagegen wurde
das Wohlfahrtsmodell von den Sozialpolitikexper-
ten der sozialen Bewegungen, insbesondere denjeni-
gen der PSPD und des Wohlfahrtsministeriums ver-
treten (Interview mit Noh, G. am 26.03.2004).
Dieses Modell sah vor, mit der Rentenreform den
Versicherungsschutz auf die gesamte Bevölkerung
auszuweiten. Damit folgte das Modell der Tradi-
tion des Wohlfahrtsmodells, das auf den Ausgleich
zwischen dem wirtschaftspolitischen und dem sozi-
alpolitischen Ziel hinwirkte (Yang 2000: 145).
Der Einfluss der globalen Rentendebatte auf die
südkoreanische Debatte zur Rentenreform 1998
zeigt sich an den vielen Parallelen zwischen dem
von der Weltbank favorisierten Rentenmodell
(World Bank 1994) und dem Wachstumsmodell.
Zur Verdeutlichung dieser Parallelen werden im
Folgenden die Policy-Prinzipien der beiden Modelle
anhand der drei Kriterien von Wohlfahrtsstaatlich-
keit analysiert.
Bezüglich des ersten Aspekts (Staatsziele) stellte die
Weltbank die finanzielle Stabilität des Rentensys-
tems und dessen negative Wirkungen auf die Wirt-
schaft in den Vordergrund. Diese Probleme könnten
nicht mehr durch partielle Reformen, sondern nur
durch grundlegende Reformen überwunden werden
(World Bank 1994: xiii, Holzmann 2000: 21). Der
gleichen Argumentationslinie folgte auch das
Wachstumsmodell in der südkoreanischen Renten-
debatte. Das Modell verfolgte nicht primär sozial-
politische Ziele, sondern zielte vor allem auf die fi-
nanzielle Stabilität des Rentensystems. Dazu schlug
das Wachstumsmodell eine grundlegende Struktur-
reform der NRV vor (Interview mit Moon, H. vom
22.03.2004).
Im Hinblick auf das zweite Kriterium (Leistungs-
normen) plädierte das Weltbank-Modell für den
Aufbau eines Drei-Säulen-Systems (multipillar-sys-
tem) in der Alterssicherung. Dazu soll die obliga-
torische Rentenversicherung zweigeteilt werden: in
eine nach dem Umlageverfahren organisierte erste
Säule und in eine nach dem Kapitaldeckungsverfah-
ren organisierte zweite Säule. Hinzu kommt eine
freiwillige dritte Säule, die von privaten Institutio-
nen verwaltet werden sollte (World Bank 1994:
238f.). Auch das Wachstumsmodell folgte dem
Drei-Säulen-Modell. Beim Weltbank-Modell war
diese Umstrukturierung mit einer Absenkung des
Leistungsniveaus verbunden (World Bank 1994:
247). Analog dazu sollte gemäß dem Wachstums-
modell das Leistungsniveau der Pflichtversicherun-
gen (bzw. die Summe der Lohnersatzquote der 1.
und 2. Säule) von 70% auf 40% reduziert werden.
Überdies tendieren beide Modelle dazu, die Ein-
kommensumverteilung auf die erste Säule zu be-
schränken, und siebetonen die positive Wirkung
des Kapitaldeckungsverfahrens auf das Wirtschafts-
wachstum (World Bank 1994: 9ff., AVNRV 1997:
677ff.).
Das dritte Kriterium (Leistungsuniversalismus) be-
zieht sich vor allem auf die Einführung einer
Grundrente. Die Weltbank wies auf das Problem
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hin, dass das staatliche Rentensystem in den Ent-
wicklungsländern das Ungleichheits- und Armuts-
problem nicht verringert, sondern sogar noch ver-
größert hätte, weil die armen Bevölkerungsgruppen
nicht in das Rentensystem eingebunden seien. Da-
her hielt es die Weltbank für notwendig, die staatli-
che Grundsicherung für Ältere zu stärken (World
Bank 1994: 239). Mit derselben Begründung woll-
ten auch die Vertreter des Wachstumsmodells eine
Grundrente in Südkorea einführen (AVNRV 1997:
320f).
Es sind nicht nur diese Parallelen zwischen dem
Weltbank-Modell und dem nationalen Wachstums-
modell, die einen Zusammenhang erkennen und
auf einen Einfluss des Weltbank-Modells schließen
lassen. Auch der Entstehungsprozess des Wachs-
tumsmodells deutet auf einen solchen Einfluss hin.
Bereits in den frühen 1990er Jahren erkannten Be-
fürworter des Wachstumsmodells wie Moon-Hy-
ung-Pyo das Problem der finanziellen Instabilität
der NRV. Das Problem sollte aber durch partielle
Veränderungen des Systems, wie die Absenkung des
Leistungsniveaus, die Erhöhung des Beitragssatzes
und die Heraufsetzung des Renteneintrittsalters ge-
löst werden. Im Jahr 1996, als das Weltbank-Mo-
dell in Korea Beachtung fand (Interview mit Kim,
Y. am 29.04.2004), schlug ein weiterer Vertreter
des Wachstumsmodells, Kim-Young-Ha, zum ersten
Mal ein Reformmodell vor, das den oben beschrie-
benen Kernprinzipien des Weltbank-Modells (Struk-
turreform, Multi-Pillar-System, radikale Senkung
des Leistungsniveaus und Grundrente) entsprach,
wobei er sich auch ausdrücklich auf dieses Modell
bezog (Kim 1996). Seitdem haben sich diese Ele-
mente als Kernprinzipien des Wachstumsmodells
etabliert. Überdies wurde als einer der wichtigsten
Gründe für das Wachstumsmodell von dessen Ver-
tretern vorgebracht, dass es eben diesen Empfeh-
lungen der Weltbank entspreche (Moon 1999). In-
sofern ist ohne die Berücksichtigung des Einflusses
des Weltbank-Modells die Entstehung des Wachs-
tumsmodells nicht vollständig rekonstruierbar.
In der globalen Rentendebatte seit Mitte der 1990er
Jahre stand dem neoliberalen Weltbank-Modell das
wohlfahrtsstaatliche IAO-Reformmodell gegen-
über. Der Einfluss des Wohlfahrtsinternationalis-
mus ist auch bei der Verbreitung des IAO-Modells
zu beobachten, das bei der Entstehung des Wohl-
fahrtsmodells eine bedeutende Rolle gespielt hat.
Dieser Einfluss zeigt sich darin, dass das Wohl-
fahrtsmodell Kernideen des IAO-Modells aufgegrif-
fen hat und zum Teil sogar explizit auf das IAO-
Modell Bezug genommen wurde. Die Affinitäten
zwischen beiden Modellen zeigen sich wieder im
Hinblick auf die drei Kriterien der Wohlfahrtsstaat-
lichkeit, wie im Folgenden gezeigt wird.
In der globalen Debatte zur Rentenreform hat die
IAO ihr Reformmodell zuerst in dem im Jahr 2000
erschienenen Buch „Social Security Pension“ prä-
sentiert. Das Rentenkonzept, das die IAO darin
vorstellte, wich teilweise von ihrem traditionellen
Konzept ab. Das neue Modell der IAO konnte je-
doch kaum Einfluss auf die südkoreanische Renten-
reform ausüben, da die Rentenreform in Südkorea
bereits zwischen 1997 und 1998 auf den Weg
gebracht wurde. Die ursprüngliche IAO-Position
stand dem Weltbank-Modell insofern kritisch ge-
genüber, als dieses aus Sicht der IAO-Experten v. a.
auf den Rückbau der bestehenden staatlichen
Rentensysteme abzielte (vgl. Beattie 1994, Beattie/
McGillivary 1996). Im Hinblick auf die Staatsziele
kritisierte die IAO am Weltbank-Modell hauptsäch-
lich, dass das Modell der Weltbank zu stark auf die
wirtschaftspolitische Zielsetzung, nämlich die För-
derung des Wirtschaftswachstums durch den Aus-
bau des Kapitaldeckungsverfahrens, ausgerichtet
war. Die IAO vertrat hingegen eine Position, der-
zufolge eine Rentenreform v. a. die soziale Sicher-
heitsfunktion verstärken sollte, was gerade durch
den Ausbau der staatlichen Rentenversicherung er-
reicht werden sollte (Gillion 1997, 2000). In diesem
Punkt deckt sich die IAO-Position mit dem Wohl-
fahrtsmodell. Folglich sollte der Schwerpunkt der
Reform nicht auf der Verbesserung der wirtschaftli-
chen Performanz, sondern auf der zügigen Auswei-
tung des Kreises der Versicherten liegen (Yang
1998: 28).
Im Hinblick auf das zweite Kriterium (Leistungs-
normen) räumte die IAO zwar ein, dass umlage-
finanzierte Rentensysteme vor Herausforderungen
stehen, hielt jedoch die Krisendiagnose der Welt-
bank für übertrieben. Nach Auffassung der IAO sei
ein staatliches Rentensystem der beste Weg, um die
nationale Solidarität zu stärken. Die Probleme der
Alterssicherungssysteme sollten nicht durch fun-
damentale Systemreformen, sondern durch System-
verbesserungen, etwa durch eine effizientere Ver-
waltung der Rentenfonds und durch eine sinnvolle
Regulierung des Beitrags-Leistungs-Verhältnisses,
gelöst werden (Gillion 1997: 8, Beattie/McGillivary
1996: 19ff., Maier-Rigaud 2005: 18).
Außerdem kritisierte die IAO das unzureichende
Leistungsniveau des Mehr-Säulen-Systems der Welt-
bank. Die erste Säule einer Grundsicherung reiche
nicht aus, um das Armutsproblem zu lösen. Auch
die zweite Säule bestehend aus einkommensbezoge-
nen Renten garantiere nicht das Mindestrenten-
niveau, das durch die IAO-Konvention (No. 102)
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von 1952 empfohlen wird (Queisser 2000: 37,
Beattie/McGillivary 1996: 18).
Analog dazu betonte das Wohlfahrtsmodell, dass
die vorhandene einheitliche Struktur der NRV für
die Herstellung der nationalen Solidarität am bes-
ten geeignet sei, (AVNRV 1997: 276) und lehnte
jegliche Strukturreform ab. Wie die IAO sahen die
Vertreter des Wohlfahrtsmodells die Ursachen der
finanziellen Instabilität hauptsächlich in der inef-
fektiven Verwaltung des Rentenfonds. Die Lösung
dieses Problems wurde deshalb nicht in einer radi-
kalen Strukturreform, sondern in einer verbesserten
Verwaltung der Rentenfonds und einer lediglich
marginalen Absenkung des Leistungsniveaus gese-
hen (Kim 1998).
Die Vertreter des Wohlfahrtsmodells kritisierten
ferner, dass das Leistungsniveau des Wachstums-
modells zu niedrig sei. Diese Kritik wurde vor allem
damit begründet, dass die vom Wachstumsmodell
vorgeschlagene Lohnersatzquote von 40% nach 40
Beitragsjahren die Richtlinie für das Mindestniveau
einer Rentenleistung der IAO-Konvention (No.
102) unterschreite, die eine Lohnersatzrate von
40% bereits nach 30 Beitragsjahren vorsah (Kim
1998).
Im Hinblick auf das dritte Kriterium (Leistungsuni-
versalismus) sollte aus Sicht der IAO das Renten-
system eine Mindestsicherung für die gesamte
Bevölkerung („universal minimum“) vorsehen (Gil-
lion 1997). Das Wohlfahrtsmodell nahm dieses Ar-
gument auf. Es beinhaltete den Vorschlag, den Ver-
sichertenkreis zügig zu erweitern und somit das
universale Inklusionsprinzip der NRVumzusetzen
Den Einfluss der Weltbank und IAO auf den Re-
formprozess in Korea bestätigten mehrere Inter-
views (vor allem Kim, Y.H. am 17.03.2004, Kim,
Y.M. am 29.04.2004). Insbesondere Kim-Yeon-My-
ung erläutert den Einfluss folgendermaßen: „Der
Einfluss der IAO und der Weltbank ist entschei-
dend. Von den Vertretern (des Wachstumsmodells)
wurde das Buch ,Averting the old age crises‘ der
Weltbank wie eine Bibel behandelt. Das Buch
tauchte im Jahr 1997 in den Debatten der ,Arbeits-
gruppe zur Verbesserung der Nationalen Renten-
versicherung (AVNRV)‘6 auf. Seitdem hat das Buch
einen sehr großen Einfluss in Südkorea. Dagegen
haben wir (PSPD) die Studien (der IAO), die sich
mit dem Buch kritisch auseinandersetzten, als
Grundlage für unser Reformmodell angenommen“
(Interview mit Kim, Y.M. vom 29.04.2004, Zusätze
in Klammern vom Autor).
Coupling bezüglich der Reformergebnisse. Mit
Blick auf die Reformergebnisse setzte sich das
durch das IAO-Modell beeinflusste Wohlfahrts-
modell in den meisten Punkten gegen das Wachs-
tumsmodell durch (Tabelle 2). Eine Umstrukturie-
rung von der NRV zu einem Mehr-Säulen-System
blieb aus. Die Rentenreform stärkte eher das Sozial-
versicherungsprinzip und damit die wohlfahrts-
staatliche Entwicklung in Südkorea. Die folgende
Analyse der Policy-Prinzipien des Reformgesetzes
anhand der drei Kriterien der Wohlfahrtsstaatlich-
keit macht dies deutlich.
Erstens verlor das wirtschaftspolitische Ziel der
Kapitalakkumulation seinen ursprünglichen Stel-
lenwert; dagegen wurde die formell-gesetzliche „Si-
cherung des Altersrisikos für die gesamte Bevölke-
rung“ zum vordringlichsten Ziel der Rentenreform.
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Tabelle 2 Die südkoreanische Rentendebatte: Wachstumsmodell (Rezeption des Weltbankmodells) und Wohlfahrts-
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kreises auf die ganze
Bevölkerung
Quelle: Eigene Darstellung
6 Dies ist eine Regierungskommission, die zur Entwick-
lung des Reformvorschlags der NRV im Jahr 1997 einge-
richtet wurde.
Mit der Reform sollte das System verbessert, nicht
aber fundamental umgestaltet werden. Vor allem
die Verwaltung des Rentenfonds wurde durch die
Reform umfassend verändert; die Zuständigkeit für
die Verwaltung des Fonds wurde vom Wirtschafts-
ministerium zum Wohlfahrtsministerium verlagert
und eine vornehmlich am Wirtschaftswachstum
orientierte Nutzung des Fonds damit verhindert
(Staatsziele) (KNRV 1999). Zweitens blieben die
Leistungsnormen der Sozialversicherung, die Ein-
kommensumverteilung und das hohe Leistungs-
niveau mit marginalen Veränderungen (Senkung
der Lohnersatzquote von 10%) erhalten (KNRV
1999). Drittens wurde der Universalismus der NRV
dadurch gestärkt, dass auch die letzte Erwerbsgrup-
pe, die bis dahin noch aus der Rentenversicherung
ausgeschlossen war, nämlich die der Selbstständi-
gen in den städtischen Gebieten, in den Kreis der
Pflichtversicherten aufgenommen wurde7.
Insgesamt lässt sich also der Einfluss des Wohl-
fahrtsinternationalismus auf die Rentenreform
1998 sowohl in der Reformdebatte als auch in den
Reformergebnissen nachweisen (Tabelle 2). In der
Reformdebatte der Rentenreform 1998 entstand
das Wohlfahrtsmodell, das vom wohlfahrtsstaatli-
chen IAO-Modell inspiriert war. Die meisten Poli-
cy-Prinzipien des Wohlfahrtsmodells wurden im
Zuge des Reformprozesses umgesetzt; der Wohl-
fahrtsinternationalismus zeigte somit in Südkorea
seine Wirkung. Allerdings kam die Stärkung der
Wohlfahrtsstaatlichkeit bei der Rentenreform 1998
nicht durch die Einführung vollkommen neuer Ele-
mente, sondern durch die faktische Realisierung
formal-rechtlich schon vorhandener Policy-Prinzi-
pien zustande: Policy-Prinzipien wie das Sozialver-
sicherungsprinzip und der universale Sozialschutz,
die durch die Reform 1998 verstärkt wurden, wa-
ren formal bereits vorher in der NRV verankert,
wurden aber nicht vollständig umgesetzt. Insofern
ist hier das Phänomen des Coupling, d. h. eine An-
näherung zwischen der formal-gesetzlichen Gestalt
einer Institution und der in die Praxis umgesetzten
Gestalt, zu beobachten.
5. Zweite Fallstudie: Globale
Policy-Diffusion in der Sozialhilfe
5.1 Policy-Diffusion bezüglich der koreanischen
Verfassung und des
Lebensunterhaltsschutzgesetzes
Diffusion bezüglich der Verfassung. Schon die erste
koreanische Verfassung von 1948 gewährte nicht
nur bürgerlich-freiheitliche und politische Grund-
rechte, sondern auch soziale Grundrechte. Die so-
zialen Grundrechte umfassten das Recht auf Bil-
dung (§ 16), das Recht auf Arbeit (§ 17) und das
Recht auf Schutz im Falle des Verlustes der Arbeits-
fähigkeit durch Alter und Krankheit (§ 19) (Kim
2006: 114). Im Bereich der Mindestsicherung war
diese Verfassungstradition am weitesten entwickelt.
In der Verfassung der Dritten Republik wurde ein
Recht auf Mindestsicherung bzw. ein Recht auf ein
menschenwürdiges Leben für alle Staatsbürger (§ 8
KV) verankert, während in der Verfassung der
Fünften Republik die Pflicht des Staates, Sicherheit
und Wohlfahrt zu gewährleisten (§ 34 Abs. 2 KV),
sowie das Recht auf das Streben nach Wohlfahrt (§
9 KV) festgeschrieben wurde.
Angesichts der schwierigen ökonomischen und po-
litischen Rahmenbedingungen (Tabelle 1) lässt sich
die frühzeitige Gewährung sozialer Grundrechte
einschließlich eines Rechts auf Mindestsicherung
nicht nur mit internen Faktoren erklären. Der „Va-
ter der koreanischen Verfassung“, Yoo-Jin-Oh
(1959: 82), verwies ausdrücklich darauf, dass die
Verfassung vor allem durch zwei externe Faktoren
beeinflusst wurde. Erstens wurden Prinzipien der
Weimarer Verfassung übernommen, wobei die so-
zialen Grundrechte sowie das Recht auf Arbeit als
Verfassungselemente aufgenommen wurden. Zwei-
tens gab es einen programmatischen Einfluss des
Wohlfahrtsinternationalismus auf die koreanische
Verfassung. Insbesondere die Erklärung des § 55 in
der Charta der Vereinten Nationen über das Stre-
ben nach internationaler Zusammenarbeit für so-
zialen und wirtschaftlichen Fortschritt habe bei der
Aufnahme sozialer Grundrechte eine wichtige Rolle
gespielt.
Der Wohlfahrtsinternationalismus ließ seine Spuren
auch in der weiteren Entwicklung der koreanischen
Verfassung zurück. Vor allem die Einführung des
Rechts auf soziale Sicherung in der fünften Verfas-
sungsänderung des Jahres 1962 ist durch die IAO-
Konvention 102 über die „Mindestnormen der So-
zialen Sicherheit“ (1952) stark unterstützt worden
(Cheon 1999: 150–151).
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7 Allerdings ist diese Erweiterung nicht als Vollendung des
universalistischen Prinzips anzusehen, weil faktisch im
Jahr 2001, trotz der formal-rechtlichen Erweiterung, im-
mer noch 61,1% der Gesamtbevölkerung und 38,8% der
Gesamterwerbstätigen nicht in das System integriert wa-
ren (Seok 2003: 292).
Decoupling bezüglich der Reformergebnisse. Der
Einfluss globaler sozialer Ideen bei der Einführung
des Lebensunterhaltsschutzsystems (LSS) im Jahr
1961 blieb jedoch aufgrund der Unklarheiten da-
rüber begrenzt, wie dieses verfassungsrechtliche
Grundrecht auf Existenzminimum umgesetzt wer-
den sollte. Das LSS baute auf dem institutionellen
Erbe der japanischen Kolonialherrschaft auf, ge-
nauer gesagt dem ‚Chosun-Hilfe-System‘ von 1944,
welches nur vorübergehende Hilfen für in Not gera-
tene arbeitsunfähige Personen kannte (Lee et al.
1991: 239). Die Kriterien für Wohlfahrtsstaatlich-
keit sind bei den Policy-Prinzipien des LSS deshalb
schwach erfüllt.
Hinsichtlich des Kriteriums Staatsziele legte das Le-
bensunterhaltsschutzgesetz (LSG) zwar als Pro-
grammziel „die Erhöhung der sozialen Wohlfahrt“
fest (§ 1 LSG). Bei den Leistungsnormen wurden je-
doch notwendige Maßnahmen, wie eine Bedürftig-
keitsprüfung und die Bemessung des Existenz-
minimums, die zur Verwirklichung dieses Ziels
notwendig wären, nicht realisiert. Das Leistungs-
niveau wurde nicht vom individuellen Bedarf, son-
dern von der Budgetkalkulation der Verwaltung
festgelegt und reichte folglich für eine Mindest-
sicherung nicht aus (Cha/Cheon 1992: 208). Außer-
dem war im LSS des Jahres 1961 nicht vorgesehen,
dass Ansprüche vor Gericht eingeklagt werden kön-
nen oder gegenüber den Bescheiden der Verwaltung
Einspruch erhoben werden kann. Insofern war das
LSS von einem patriarchalischen Schutzgedanken
geprägt, da die Leistung nicht aufgrund individuel-
ler Rechte, sondern im Ermessen des Staates ge-
währt wurde. Im Hinblick auf den Aspekt Leis-
tungsuniversalismus handelte es sich beim LSS um
ein willkürliches Fürsorgessystem. Der Kreis der
Leistungsempfänger beruhte nicht auf einer gesetz-
lich festgelegten Definition; er wurde vielmehr jedes
Jahr nach Haushaltslage und anderen administrati-
ven Gesichtspunkten festgelegt, wobei die arbeits-
fähigen Armen strikt von einem Leistungsanspruch
ausgeschlossen blieben.
Schlussfolgernd kann man festhalten, dass es bei
der Entwicklung der koreanischen Verfassung und
beim LSG einen Diffusionseffekt gab. Die Einfüh-
rung sozialer Grundrechte sowie eines Rechts auf
Mindestsicherung wurden durch den Wohlfahrts-
internationalismus beeinflusst. Diese Rechte wur-
den jedoch mit dem Ausführungsgesetz zum LSG
unzureichend umgesetzt, sodass in der Praxis ein
System des selektiven und patriarchalischen Schut-
zes vorherrschte. Insofern zeigt das südkoreanische
Sozialhilfesystem auch das Phänomen des „decoup-
ling“ zwischen Verfassung und Verfassungswirk-
lichkeit, sodass die damalige koreanische Verfas-
sung nur als „nominale Verfassung“ bezeichnet
werden kann (vgl. Löwenstein 1975: 149).
5.2 Diffusionsprozess bei der Einführung des
Volksexistenzsicherungsgesetzes von 2000
In der Reformdebatte, die der Einführung des
Volksexistenzsicherungsgesetzes (VESG) voraus-
ging, stand zum ersten Mal in der koreanischen Ge-
schichte der Sozialreform die Durchsetzung sozialer
Grundrechte im Mittelpunkt. Dieser Durchbruch
kann nur erklärt werden, wenn langfristige Prozes-
se der Policy-Diffusion berücksichtigt werden.
Diffusion in der Reformdebatte. Policy-Diffusion
zeigt sich zunächst wieder an den beiden in der Re-
formdebatte konkurrierenden Reformmodellen,
dem Wachstumsmodell und dem Wohlfahrts-
modell. Die Vertreter des ersten Modells, nämlich
die Organisationen der Bürgerbewegung wie die
„People’s Solidarity for Participation Democracy“
(PSPD) und der „Verband der koreanischen Frauen-
bewegung“ (VKF) befürworteten eine umfassende
Reform des existierenden LSS. Im neuen „Volks-
existenzsicherungssystem“ (VESS) sollten Policy-
Maßnahmen wie die Erweiterung der Leistungs-
arten, eine Erhöhung des Leistungsniveaus und die
Stärkung des Universalismus realisiert werden. Die-
se Maßnahmen sollten die Umsetzung des verfas-
sungsmäßig garantierten Grundrechts auf Mindest-
sicherung ermöglichen. Das Modell wird daher zu
Recht als Wohlfahrtsmodell bezeichnet (Ahn 2000:
15). Gemäß dem von den Wirtschaftsministerien
favorisierten Modell war dagegen die Ausbreitung
der Armut im Gefolge der Wirtschaftskrise von
1997 nur ein vorübergehendes Problem. Die Wirt-
schaftsministerien lehnten eine Institutionalisierung
der Armutspolitik ab und plädierten lediglich für
temporäre Maßnahmen. Das Armutsproblem sollte
hauptsächlich durch die Belebung des Marktes und
eine gestärkte private Selbsthilfe gelöst werden.
Dieses Modell ist somit dem Wachstumsmodell zu-
zuordnen (NVA 1999). Während das Wohlfahrts-
modell für ein neues Sozialhilfesystem plädierte, ba-
sierte das Wachstumsmodell eher auf der Kritik an
den Grundprinzipien des Wohlfahrtsmodells. Dies
führte dazu, dass die Auseinandersetzung zwischen
den Vertretern der beiden Reformmodelle mehr auf
der programmatischen Ebene als auf der konkreten
Gestaltungsebene des Sozialhilfesystems stattfand.
Im Folgenden liegt daher der Fokus der Betrach-
tung auf der programmatischen Ebene der Debatte.
Eine Diffusion externer Ideen lässt sich zunächst
für die Argumentationslinie der Verfechter des
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Wachstumsmodells feststellen. Ein institutioneller
Ausbau des VESS wurde aus zwei Gründen abge-
lehnt (MfFW/MfPH 1999): Erstens seien die Aus-
gaben für Sozialpolitik gegenüber der wirtschaftli-
chen Entwicklung „inflexibel“, wie die Erfahrungen
der entwickelten Wohlfahrtsstaaten zeigen würden.
Ein zu schneller Ausbau der Sozialpolitik könne da-
her das Wirtschaftswachstum bremsen. Zweitens
reduziere ein Ausbau sozialpolitischer Maßnah-
men, vor allem die Erweiterung des Empfängerkrei-
ses auf arbeitsfähige Arme, die Arbeitswilligkeit.
Die entwickelten Wohlfahrtsstaaten würden bereits
versuchen, diesem Problem durch die Stärkung der
Eigenverantwortung gegenzusteuern. Diese Kritik-
punkte der Vertreter des Wachstumsmodells gegen-
über dem Ausbau des Sozialhilfesystems entspre-
chen somit den Kernargumenten neoliberaler
Wohlfahrtsstaatskritik in der Debatte über die Krise
der entwickelten Wohlfahrtsstaaten. Die Vertreter
des Wachstumsmodells bezogen sich in ihrer Argu-
mentation ausdrücklich auf die Erfahrungen der
westlichen Wohlfahrtsstaaten, welche ihrer Mei-
nung nach ohne Vorbehalte auf Südkorea übertrag-
bar seien.
Für die Ausdifferenzierung des Wohlfahrtsmodells
ist auch ein Einfluss des Wohlfahrtsinternationalis-
mus festzustellen. Bei diesem Diffusionsprozess
handelt es sich allerdings nicht um einen Transfer
aktueller globaler sozialer Policy-Modelle, sondern
vielmehr um einen langen und komplexen Prozess,
in dem das Policy-Lernen der südkoreanischen Ak-
teure eine bedeutende Rolle spielt. Das bis dahin
kaum relevante soziale Grundrecht auf Mindest-
sicherung in der koreanischen Verfassung wurde
dabei von südkoreanischen Akteuren (wieder)ent-
deckt und inhaltlich ausgefüllt. Dieser Belebungs-
prozess wurde von sozialen Bewegungen ausgelöst,
die in der Öffentlichkeit das soziale Grundrecht auf
Mindestsicherung thematisierten und es mit der
Einführung des neuen „Volksexistenzsicherungssys-
tems“ umzusetzen suchten.
Dieser Prozess lief in zwei Phasen ab: Einer Phase
des Agendasettings (1994–1997) folgte eine Poli-
cy-Gestaltungsphase (1998–1999). In der ersten
Phase startete die PSPD Mitte der 1990er Jahre die
Kampagne „Garantie des nationalen Minimums“,
die die Umsetzung des Rechtsanspruchs der Staats-
bürger auf ein „nationales Minimum“ zum Ziel
hatte. Die PSDP versuchte in diesem Zusammen-
hang, das in der koreanischen Verfassung ver-
ankerte Grundrecht auf Mindestsicherung nicht
als ein abstraktes, sondern als ein konkretes Recht
zu beleben, zu dessen Gewährung der Staat ver-
pflichtet werden sollte.
Zudem entdeckte die PSPD die öffentliche Verfas-
sungsklage als eine wichtige Strategie zur Verwirk-
lichung des Grundrechts auf Mindestsicherung (Lee
2004). Im Jahr 1994 erhob sie gegen den Wohl-
fahrtsminister Klage vor dem Verfassungsgericht.
Begründet wurde die Klage damit, dass das niedrige
Leistungsniveau des LSS das in der Verfassung ge-
währte Grundrecht auf Mindestsicherung verletzen
würde. Das Verfassungsgericht erkannte zwar das
Grundrecht auf Mindestsicherung als konkretes
einklagbares Recht an, hielt jedoch das Leistungs-
niveau des LSS nicht für verfassungswidrig, weil
seiner Ansicht nach durch die Gesamtheit aller
Mindestsicherungsleistungen (einschließlich des LSS)
ein absolutes Existenzminimum garantiert sei. Ob-
wohl die Klage somit nicht zu einer konkreten Ver-
besserung des Systems führte, erhöhte sich das öf-
fentliche Interesse an diesem Themenkomplex.
In der zweiten Phase bildete sich das Wohlfahrts-
modell bzw. das Konzept eines neuen „Volksexis-
tenzsicherungssystems“ aus. Als die Armut in der
Bevölkerung infolge der Wirtschaftskrise von 1997
rasant zunahm (Tabelle 1), thematisierte die PSPD
die Notwendigkeit, das alte LSS gründlich zu erneu-
ern und präsentierte ein alternatives System in
Form eines Gesetzentwurfes zum „Volksexistenz-
sicherungssystem“. In diesem Gesetzentwurf sollte
das Grundrecht auf Mindestsicherung institutionell
umgesetzt werden (Lee 1998). Der Gesetzentwurf
erfuhr breite Zustimmung nicht nur von den Bürger-
bewegungen, sondern auch von einzelnen Abgeord-
neten im Parlament. Die Regierung übernahm
schließlich wesentliche Inhalte des Vorschlags in ei-
nem eigenen Gesetzentwurf, an dessen Formulierung
Mitglieder der PSPD (etwa Lee-Chan-Jin) aktiv be-
teiligt waren und der schließlich am 27.12.1998 zur
Verabschiedung im Parlament eingebracht wurde
(Interview mit Kim, M. am 14.04.2003).
Die Aktivitäten der PSPD beschränkten sich nicht
nur auf die Ausgestaltung des Reformmodells. Die
PSPD organisierte überdies öffentliche Demonstra-
tionen und Diskussionsveranstaltungen, um öffent-
lichen Druck zugunsten einer Reform zu erzeugen.
Als die Verabschiedung des Gesetzes aufgrund der
Einwände der Wirtschaftsministerien verschoben
wurde, gründeten 28 Organisationen verschiedener
sozialer Bewegungen (darunter Frauenbewegungen,
religiöse Gruppen, Gewerkschaften und Wohl-
fahrtsbewegungen) die Dachorganisation „Koali-
tion zur Förderung der Verabschiedung des VESG“.
Diese Organisation initiierte vielfältige öffentliche
Aktivitäten, die zur Verabschiedung des Gesetzes
im Parlament am 12. 8. 1999 nicht unwesentlich
beigetrugen (Ahn 2000: 11).
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Die Entwicklung des Wohlfahrtsmodells illustriert,
wie die Umsetzung des „sozialen Grundrechts auf
Mindestsicherung“ durch die sozialen Bewegungen
vorbereitet wurde. Die Hauptakteure dieser Bewe-
gungen räumen dabei ein, dass kein neues soziales
Grundrecht eingeführt, sondern lediglich ein vor-
handenes soziales Grundrecht in die Praxis umge-
setzt wurde „Unsere Verfassung nimmt die sozial-
politische Aufgabe in Form der ,Grundrechte des
Volks‘ auf und bereitet die Grundlage für die Ver-
wirklichung der ,sozialen Rechte‘. ... Bei der öffent-
lichen Klage handelt es sich daher um die Verwirk-
lichung der sozialen Grundrechte, die in der ,toten
Verfassung‘ schon vorgeschrieben sind...“ (Lee
2004: 9). Insofern weist die Einführung des VESS
auf den Beginn eines Coupling-Prozesses hin, bei
dem die dekorativen Verfassungsbestimmungen die
Ausgestaltung des Reformmodells entscheidend be-
einflussten.
Coupling bezüglich der Reformergebnisse. Die Re-
formergebnisse des neu geschaffenen VESS wurden
in hohem Maße durch das Wohlfahrtsmodell ge-
prägt. Das am 12.8.1999 verabschiedete Gesetz un-
terschied sich nicht wesentlich vom ursprünglichen
Konzept der Vertreter des Wohlfahrtsmodells (Lee
1998). Dementsprechend stärken die Reformergeb-
nisse in jeder Hinsicht die Wohlfahrtsstaatlichkeit.
Im Hinblick auf die Staatsziele wurde die staatliche
Verantwortung für die Mindestsicherung eindeutig
gestärkt. Einige Umformulierungen im Gesetzestext
machen dies deutlich: Der Name des Gesetzes wur-
de von „Lebensunterhaltsschutzgesetz“ in „Volks-
existenzsicherungsgesetz“ geändert. Begriffe wie
„Schutz“ und „Beschützte“, welche dem alten LSG
den Charakter einer patriarchalischen Sozialhilfe
verliehen, wurden im neuen VESG durch Begriffe
wie „Sicherung“ und „Leistungsberechtigte“ ersetzt
(Kim 1999: 204). Bezüglich der Leistungsnormen
wurden einige Maßnahmen zur Verwirklichung des
Ziels einer Mindestsicherung eingeführt. Das im al-
ten LSS formell festgelegte Policy-Prinzip „Min-
destsicherung“ wurde in der Praxis vor allem des-
wegen nicht umgesetzt, weil das Leistungsniveau
sehr niedrig war und ohne Berücksichtigung indivi-
dueller Bedarfslagen einheitlich festgelegt wurde.
Im neuen VESS wurden hingegen eine Bedarfssprü-
fung und ein Verfahren zur Festlegung des offiziel-
len Existenzminimums institutionell verankert;
zusätzlich wurde das Leistungsniveau so weit ange-
hoben, dass die Leistungen nun tatsächlich den in-
dividuellen Bedarf der Leistungsempfänger abde-
cken. Außerdem wurde ein individueller und vor
dem Verwaltungsgericht einklagbarer Anspruch auf
die Leistungen etabliert, wobei während eines Ge-
richtsverfahrens vorübergehende Leistungen ge-
währt werden (Kim et al. 2000). Auch der dritte
Aspekt von Wohlfahrtsstaatlichkeit, der Leistungs-
universalismus, wurde erheblich gestärkt. Innerhalb
des neuen Systems sollen prinzipiell alle Bürger in
gleicher Weise anspruchsberechtigt sein. Die Unter-
scheidung zwischen „würdigen“ (arbeitsunfähigen)
und „unwürdigen“ (arbeitsfähigen) Armen wurde
aufgegeben. Nicht mehr demographische Merkma-
le, wie Alter und Arbeitsfähigkeit, sondern nur das
Einkommen, das Vermögen sowie Unterhaltspflich-
ten sind nunmehr für die Leistungsberechtigung re-
levant.
Zusammenfassend kann also auch in der Reform-
debatte zur Einführung des VESS der Einfluss des
Wohlfahrtsinternationalismus beobachtet werden.
Zentrale Akteure haben in Experteninterviews aus-
drücklich bestätigt, dass das Wohlfahrtsmodell die
formelle Festlegung eines Grundrechts auf Mindest-
sicherung in der Verfassung entscheidend beein-
flusst hat und dass dies wiederum als Folge einer
noch früheren Diffusion des Wohlfahrtsinternatio-
nalismus anzusehen ist. In den Reformergebnissen
konnte sich das Wohlfahrtsmodell fast vollständig
durchsetzen, wodurch die Wohlfahrtsstaatlichkeit
im neuen System deutlich gestärkt wurde. Indem
diese Reform zur praktischen Realisierung eines
Grundrechts auf Mindestsicherung führte, zeigt
sich auch hier das Phänomen des „coupling“ im
Sinn einer Annäherung von gesetzlicher Program-
matik und institutioneller Praxis.
6. Fazit: Die Evolution neuer
Wohlfahrtsstaatlichkeit, soziale
Weltkultur und ‚decoupling‘/‚coupling‘
Ausgangspunkt dieses Beitrags waren zwei Fra-
gestellungen. Die erste Frage lautete, ob in Südko-
rea ein Wohlfahrtsstaat im westlichen Sinn entsteht,
wie er von Kaufmann begrifflich umrissen wird.
Zweitens ging es darum zu untersuchen, ob in die-
sem Prozess globale Ideen und Modelle eine Rolle
spielten.
Zur Beantwortung der ersten Frage wurde ein an-
spruchsvoller Begriff von Wohlfahrtsstaatlichkeit
verwendet, der über Sozialausgaben und die bloße
Existenz sozialer Sicherungssysteme hinaus vor al-
lem auf die wohlfahrtsstaatliche Qualität abzielt.
Für die beiden untersuchten Politikfelder Alters-
sicherung und Sozialhilfe konnte nachgewiesen
werden, dass die jüngsten Sozialreformen in Südko-
rea vor dem Hintergrund der drei Messlatten für
moderne Sozialstaatlichkeit (soziale Staatsziele, so-
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ziale Leistungsnormen und Leistungsuniversalis-
mus) zu einer Stärkung von Wohlfahrtsstaatlichkeit
geführt haben. Damit konnte die Hypothese zur
Entstehung neuer Wohlfahrtsstaaten in Übergangs-
gesellschaften für den prominenten Fall Südkorea
auch in Bezug auf einen anspruchsvollen Wohl-
fahrtsstaatsbegriff empirisch verifiziert werden.
Hinsichtlich der zweiten Frage nach der Rolle von
Diffusion konnten signifikante Einflüsse des Wohl-
fahrtsinternationalismus auf die Sozialreformen
nachgewiesen werden (Tabelle 3). In der Reformde-
batte der beiden untersuchten Politikfelder setzten
sich Reformmodelle durch, die auf globale Akteure
und deren „soziale“ Ideen zurückgehen (Diffusion).
Diese Modelle konnten sich gegenüber Alternativ-
lösungen teilweise oder fast ganz durchsetzen, die
ebenso durch globale, allerdings marktliberale Ide-
en geprägt waren. Die obsiegenden Reformmodelle
haben die Politikergebnisse wesentlich mitgestaltet
(„soziale“ Diffusion). Dabei gestaltete sich Diffu-
sion als ein mehrstufiger und mehrphasiger Prozess
von „decoupling“ und „coupling“.
Die Erscheinungsformen der Diffusion des Wohl-
fahrtsinternationalismus unterscheiden sich demge-
mäß nach Phasen. In der Phase des südkoreanischen
„Entwicklungsstaates“ (1961–1987) vollzogen sich
die Diffusionprozesse lediglich auf der formellen
Ebene. Policy-Prinzipien wie das Sozialversiche-
rungsprinzip, das hohe Leistungsniveau bei der
Rentenversicherung und das Recht auf Mindest-
sicherung wurden zwar formell in dem Gesetz und
der Verfassung verankert, aber nicht in die Praxis
umgesetzt. Dagegen waren die Diffusionsprozesse
in der Periode der Kim-Dae-Jung-Regierung (1998–
2002) nicht nur symbolisch-formeller Art, sondern
führten zu konkreten Institutionalisierungen. Bei
der Rentenreform von 1998 begründete die Aus-
dehnung des Versichertenkreises einen universalen
Charakter der Nationalen Rentenversicherung und
auch durch die Einführung des neuen Volksexis-
tenzsicherungssystems im Jahr 2000 wurde die
globale Norm eines sozialen Grundrechts auf Siche-
rung des Existenzminimums institutionell umge-
setzt.
Die unterschiedlichen Wirkungsformen von Diffu-
sionseinflüssen haben damit zu tun, dass externe
Faktoren erst durch die Interaktion mit internen
Faktoren, vor allem in der Beziehung zwischen
Staat und Gesellschaft, wirksam werden. Im „Ent-
wicklungsstaat“ hielt sich der Staat an eine wachs-
tumsorientierte Entwicklungsstrategie, und die vom
Staat abhängige „Gesellschaft“ war zu schwach,
um eigene Entwicklungskonzepte zu entwickeln. In
dieser Phase der Beziehung zwischen Staat und Ge-
sellschaft konnten sich Akteure kaum entfalten, die
für die Rezeption globaler sozialer Ideen und Mo-
delle offen gewesen wären. Nach der Demokratisie-
rung vor allem unter der Kim-Dae-Jung-Regierung
betrieb der Staat dagegen eine neue Entwicklungs-
strategie, welche das soziale Staatsziel „(produkti-
ve) Wohlfahrt“ als ein Kernelement beinhaltete.
Überdies gewannen auf der Seite der Gesellschaft
die Akteure wie die People’s Solidarity for Partici-
pation Democracy oder der Verband der korea-
nischen Frauenbewegung, die sich um die Verwirk-
lichung der sozialen Grundrechte bemühten, an
politischem Einfluss. Im Zuge dieser Veränderun-
gen auf Seiten des Staates und der Gesellschaft er-
weiterte sich der Kreis der Akteure, die für die glo-
balen sozialen Ideen und Modelle empfänglich
waren, was insgesamt eine wirksamere Diffusion
des Wohlfahrtsinternationalismus begünstigte. In-
sofern bestätigt diese Studie die Bedeutung interner
Faktoren – vor allem die der politischen Demokra-
tisierung und der Differenzierung zwischen Gesell-
schaft und Staat – für die Entwicklung des Wohl-
fahrtsstaates. Diese internen Faktoren sind zugleich
Bedingungen für das Wirksamwerden globaler Pro-
zesse der Policy-Diffusion.
Auf der Basis dieser Untersuchungsergebnisse er-
scheinen die bisherigen Erklärungsansätze für die
Entwicklung der Wohlfahrtssysteme in Ostasien,
die wir eingangs beschrieben haben, in einem kriti-
schen Licht. Die beiden skeptischen Sichtweisen –
das Konzept des produktivistischen Wohlfahrts-
kapitalismus und das eines konfuzianischen Wohl-
fahrtsstaates – erweisen sich als erklärungsschwach
in Bezug auf den Wandel des südkoreanischen
Wohlfahrtssystems in Richtung der Stärkung von
Wohlfahrtsstaatlichkeit als soziokulturelle und nor-
mativ-rechtliche Konfiguration. Wie die Fallstudien
zeigen, entwickelte Südkorea kein neues, auf die
kulturelle Tradition des Konfuzianismus aufbauen-
des Wohlfahrtsmodell, sondern folgte dem globalen
Trend, der mit der weltweiten Diffusion des Wohl-
fahrtsinternationalismus verbunden ist. Der Ansatz
des produktivistischen Wohlfahrtskapitalismus un-
terschätzt die Wirkung globaler sozialer Wissens-
diffusionen gegenüber dem Einfluss wirtschaftlicher
Globalisierung.
Umgekehrt erweisen sich die beiden optimistischen
Sichtweisen – das staatszentrierte und das moder-
nisierungstheoretische Erklärungsmodell – als be-
grenzt erklärungskräftig in Bezug auf die Entwick-
lung von Wohlfahrtsstaatlichkeit. Sie stoßen insofern
an eine Grenze, als sie diesen Prozess nur mit inter-
nen Faktoren wie dem sozioökonomischen Wandel
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oder der Demokratisierung erklären. Die präsen-
tierten Fallstudien weisen allerdings auf sowohl
kurzfristige als auch langfristige Einflüsse globaler
sozialpolitischer Ideen und Modelle hin. Der De-
mokratisierungsansatz kann zwar teilweise erklä-
ren, warum die Sozialreformen unter der Kim-Dae-
Jung-Regierung zu einer effektiven Stärkung der
sozialen Grundrechte geführt haben. Er kann aber
nicht erklären, warum bereits in der Phase des Ent-
wicklungsstaates (1961–1987) Wohlfahrtsstaatlich-
keit formell („decoupling“) eingeführt wurde.
Überdies bleibt bei diesem Ansatz die Policy-Diffu-
sion von internationalen Modellen unberücksich-
tigt, die gerade durch die Demokratisierung viel
stärkeren Einfluss auf die wohlfahrtsstaatliche Ent-
wicklung gewonnen hat.
Die Untersuchungsergebnisse verdeutlichen auch
die Fruchtbarkeit des World-Society-Ansatzes für
die Analyse des südkoreanischen Wohlfahrtsstaates.
Insbesondere das Konzept des „decoupling“ erweist
sich als instruktiv. Über einen längeren Zeitraum
konnten wir jedoch eine Annäherungstendenz zwi-
schen den eingeführten Normen und der Praxis be-
obachten. Zur Analyse derartiger Prozesse schlagen
wir den Begriff des „coupling“ vor. Der neoinstitu-
tionalistische Weltgesellschaftsansatz arbeitet die
Prozesshaftigkeit von Diffusionsprozessen unzurei-
chend heraus, insbesondere bei einer zeitlich stark
verzögerten Auflösung einer decoupling-Konstella-
tion. Unsere historisch-sektoral desaggregierte Ana-
lyse der Entwicklung wohlfahrtsstaatlicher Politi-
ken und Institutionen zeigt, dass sich globale
Diffusionsprozesse über einen sehr langen Zeitraum
erstrecken können. Am südkoreanischen Beispiel
konnte gezeigt werden, dass in formeller Hinsicht
„soziale“ Elemente der Weltkultur schon sehr früh
in Übergangsgesellschaften diffundieren können
und dort in der Verfassung, in der politischen Pro-
grammatik und sogar in rechtskräftigen Gesetzen
formell Niederschlag finden. Die institutionelle
Umsetzung in die Praxis kann sich jedoch über eine
lange Zeit hinziehen. Das Konzept des „coupling“
könnte zur Spezifizierung und Vervollständigung
der Diffusionstheorie als Theorie der Erklärung ex-
tern induzierter Veränderungen von Programmati-
ken und Praktiken beitragen.
Der Beitrag zeigt, dass die Berücksichtigung von Pro-
zessen der Policy-Diffusion als Interaktion von glo-
balen und nationalen Faktoren zu einer verbesserten
Erklärung der Entwicklung von Sozialpolitik und
Wohlfahrtsstaatlichkeit in Übergangsgesellschaften
beiträgt. Die Entwicklung eines „neuen Wohlfahrts-
staates“ kann so als ein komplexer und dynamischer
Prozess eines „decoupling“ und „coupling“ beschrie-
ben werden, dessen Erfolg von internen Bedingungen
und Akteuren abhängt. „Neue Wohlfahrtsstaaten“
sind also auch „neu“ in dem Sinne, dass sie – weit
mehr als das bei der Entstehung „alter“ Wohlfahrts-
staaten und staatlicher Sozialpolitik in Europa der
Fall war – unter den neuen Bedingungen bereits exis-
tierender Wohlfahrtsstaatlichkeit in anderen Natio-
nalstaaten und einer globalen Programmatik des
Wohlfahrtsinternationalismus entstehen, so dass glo-
bale Diffusionseinflüsse auf die sozialpolitische Ent-
wicklung einwirken.
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